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Die Europäische Union als neuer ›Big Player‹  
in den Vereinten Nationen? 

Jelka Mayr-Singer und Julia Villotti*

Durch das Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon hat 
sich die Rechtslage hinsichtlich der Vertretung der 
Europäischen Union in internationalen Organisati-
onen grundlegend verändert. Zudem wurde der bis-
herige Beobachterstatus der EU in der Generalver-
sammlung durch eine im Mai 2011 verabschiedete 
Resolution deutlich aufgewertet. Der vorliegende 
Beitrag beleuchtet die Stellung der EU unter den ge-
änderten rechtlichen Rahmenbedingungen in der 
Generalversammlung und im Sicherheitsrat sowohl 
aus Sicht der EU als auch aus Sicht der Vereinten 
Nationen.

Man kann es drehen und wenden wie man will: 
Mit ›einer Stimme‹ spricht die Europäische Union 
noch immer nicht, auch nicht nach dem Vertrag von 
Lissabon. Noch immer will die interne Koordinie-
rung nicht so recht funktionieren – ein kohärentes 
Auftreten der Union und ein energisches Transpor-
tieren einer einheitlichen EU-Position nach außen 
ist weiterhin Zukunftsmusik.

Da gab es zunächst einmal das öffentlich zele-
brierte Koordinierungsdesaster im Jahr 2003 in der 
Irak-Frage: Unüberbrückbar war die tiefe Kluft zwi-
schen den – die amerikanische Linie eines Militär-
einsatzes befürwortenden – EU-Mitgliedstaaten 
Großbritannien und Spanien einerseits und den – 
vehement eine diplomatische Lösung vertretenden 
– EU-Ländern Belgien, Deutschland und Frankreich 
andererseits. Aber auch nach dem Inkrafttreten des 
Vertrags von Lissabon am 1. Dezember 2009, der 
von der Union eine einheitliche völkerrechtliche Ver-
tretung und ein kohärentes Vorgehen in ihrer Au-
ßenpolitik einfordert, scheint es in wichtigen Fragen 
keine gemeinsame Strategie und wenig Rücksprache 
innerhalb der EU zu geben. An Beispielen dafür man-
gelt es nicht: Kosovo etwa, dem die Union schon im 
Jahr 2008 – ebenso wie den anderen Ländern des 
westlichen Balkans – eine eindeutige europäische 
Perspektive zuschrieb.1 Die Europäische Kommis-
sion stufte Kosovo denn auch als potenziellen Bei-
trittskandidaten ein, aber nach wie vor erkennen fünf 
EU-Mitgliedstaaten2 Kosovo nicht an; für Prishtina 
dürfte bei dieser Haltung eine einheitliche Linie in 
der EU-Erweiterungspolitik nur schwer zu erkennen 
sein. Auch innerhalb der Vereinten Nationen hat es 
die EU vielfach versäumt, Einigkeit zu demonstrie-
ren – zuletzt in der Frage der Aufnahme Palästinas 
in die Vereinten Nationen. Auf geradezu peinliche 
Weise kamen da EU-interne Divergenzen beim Ab-
stimmungsverhalten zur Mitgliedschaft Palästinas 

in der UNESCO im Oktober 2011 zum Ausdruck: 
Von den 27 Mitgliedern der Union stimmten elf für 
die Aufnahme und fünf dagegen, die übrigen elf 
enthielten sich der Stimme.

Die EU ist nunmehr bestrebt, dem Bild vom un
koordinierten Auftreten in außenpolitischen Fragen 
entgegenzuwirken. Gerade in den Vereinten Nationen 
war die zurückgegangene Unterstützung für die Eu-
ropäische Union in den vergangenen Jahren deutlich 
erkennbar.3 Dem zu begegnen, ist Ziel der gegenwär-
tigen UN-Politik der EU. Zur Umsetzung dieses Zie-
les macht sie sich die Instrumentarien des Vertrags 
von Lissabon zunutze – und kann nach anfänglichen 
Misserfolgen schon auf eine deutliche Stärkung ih-
rer Position in der Generalversammlung verweisen.

Unionsrechtliche Neuerungen  
durch den Vertrag von Lissabon

Vor Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon war 
für die Vertretung der Europäischen Union in inter-
nationalen Gremien, damit auch den Vereinten Na-
tionen, die sogenannte bizephale Vertretung vorge-
sehen, also eine nach Politikbereichen zwischen der 
Kommission und dem Mitgliedstaat, der den halb-
jährlich rotierenden Vorsitz im Rat innehatte, geteil-
te Vertretung. Je nachdem, ob ein Bereich der ehe-
maligen ersten Säule (Europäische Gemeinschaft 
– EG), der zweiten Säule (Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik – GASP) oder der dritten Säule (Po-
lizeiliche und Justizielle Zusammenarbeit in Straf-
sachen – PJZS) zuzuordnen war, trat entweder der 
den Vorsitz innehabende Mitgliedstaat für die EU 
oder die Kommission als Vertretung der EG auf. In 
der Praxis vertrat allerdings häufig der Ratsvorsitz 
die Union auch in Bereichen, in denen formal die 
Kommission zuständig gewesen wäre.

Das Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon am 
1. Dezember 2009 brachte weitreichende Neuerun-
gen in Bezug auf die Außenpolitik der EU im Allge-
meinen und – hinsichtlich der Vertretung in inter-
nationalen Gremien – im Besonderen mit sich. Mit 
dem Ziel, die Handlungsfähigkeit und Sichtbarkeit 
der EU auf internationaler Ebene zu erhöhen, sind 
im Vertrag von Lissabon verschiedene strukturelle 
Reformen des nach außen gerichteten Handelns 
vorgesehen.
1.	 Der EU wurde ausdrücklich völkerrechtliche 

Rechtspersönlichkeit verliehen (Art. 47 EUV). Vor 
dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon hat-
te nur die EG explizit eine Rechtspersönlichkeit 
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besessen. Durch die mit dem Vertrag von Lissa-
bon vollzogene Rechtsnachfolge der EG durch 
die EU (Art. 1 Abs. 3 EUV) und die Verleihung 
einer einheitlichen Rechtspersönlichkeit wurde 
die Unterscheidung zwischen EG und EU gegen-
standslos.4 

2.	 Die seit dem Vertrag von Maastricht (1992) be-
stehende Säulenstruktur der Union wurde abge-
schafft. Damit sollte auch die vorher praktizier-
te zweigeteilte Vertretung durch die Kommission 
und die Mitgliedstaaten durch eine möglichst ein-
heitliche Vertretung der EU nach außen ersetzt 
werden. 
Lediglich für die GASP ist nach wie vor ein be-

sonderes Regime vorgesehen, was insbesondere 
durch den Verbleib dieses Politikbereichs im durch 
den Vertrag von Lissabon geänderten EUV verdeut-
licht wird. Neben dem weiterhin bestehenden, im 
Wesentlichen intergouvernementalen Charakter der 
GASP sind auch für die Außenvertretung besondere 
Regelungen vorgesehen. Für Letztere sind nunmehr 
anstelle des rotierenden Ratsvorsitzes der Hohe Ver-
treter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik 
(zurzeit die Britin Catherine Ashton) sowie der neue 
ständige Präsident des Europäischen Rates (zurzeit 
der Belgier Herman Van Rompuy) verantwortlich.

Der Hohe Vertreter ist im Zusammenhang mit 
der Außenvertretung der Union mit weitreichenden 
Befugnissen ausgestattet. Abgesehen von der Leitung 
der GASP, hat er den ständigen Vorsitz im Rat ›Aus-
wärtige Angelegenheiten‹ inne, führt im Namen 
der EU den politischen Dialog mit Dritten und ver-
tritt die Standpunkte der Union in internationalen 
Organisationen sowie auf internationalen Konfe-
renzen (Art. 27 EUV). Zudem ist er einer der Vize-
präsidenten der Kommission und innerhalb dieses 
Organs für die Außenbeziehungen zuständig (Art. 18 
Abs. 4 EUV). Durch diesen sogenannten Doppelhut 
des Hohen Vertreters sollen sämtliche Aspekte aus-
wärtigen Handelns koordiniert und insgesamt ein 
kohärentes Auftreten der EU erreicht werden.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben wurde dem Ho-
hen Vertreter ein Europäischer Auswärtiger Dienst 
(EAD) zur Seite gestellt.5 Ihm gehören auch die EU-
Delegationen an, die die früheren Kommissionsde-
legationen ersetzen und die unter anderem bei den 
verschiedenen Standorten der Vereinten Nationen in 
Wien, Genf und New York unterhalten werden.

Neben dem Hohen Vertreter ist auch der neue, 
vom Europäischen Rat für zweieinhalb Jahre ge-
wählte Präsident des Europäischen Rates zur Au-
ßenvertretung der Union befugt. Auch wenn dieser 
auf seiner Ebene und in seiner Eigenschaft zur Au-
ßenvertretung der EU in Angelegenheiten der GASP 
berufen ist (Art. 15 EUV), gilt dies nur vorbehalt-
lich der Befugnisse des Hohen Vertreters. In Anbe-
tracht der umfassenden Kompetenzen des Hohen 
Vertreters in diesem Bereich bleibt die Zuständigkeit 

des Präsidenten des Europäischen Rates allerdings 
vornehmlich auf repräsentative Aufgaben beschränkt.

Die Europäische Union in den Organen 
der Vereinten Nationen

In den Vereinten Nationen kommt der Europäischen 
Union im Wesentlichen der Status einer Beobachte-
rin zu. Vorauszuschicken ist dabei, dass der Beob-
achterstatus üblicherweise organbezogen verliehen 
wird und dementsprechend in den einzelnen Orga-
nen jeweils unterschiedlich ausgestaltet werden kann. 
Im Unterschied zur Vollmitgliedschaft kommt einem 
Beobachter jedenfalls kein Stimmrecht zu. Dies gilt 
auch für die vollberechtigte Teilnahme, die aber mit 
erhöhten Beteiligungsrechten verbunden ist. Eine ex-
akte Abgrenzung zwischen einem Beobachterstatus 
und einer vollberechtigten Teilnahme ist praktisch 
kaum möglich, da der Beobachterstatus so intensiv 
gestaltet werden kann, dass die Grenzen zur voll-
berechtigten Teilnahme fließend sind.6 

In der Kommission für nachhaltige Entwicklung, 
die im Jahr 1992 zur Überwachung der Umsetzung 
der ›Agenda 21‹ und der ›Rio-Erklärung über Um-
welt und Entwicklung‹ geschaffen wurde, wurde der 
EU ausdrücklich der Status einer vollberechtigten 
Teilnehmerin ohne Stimmrecht eingeräumt.7 Das-
selbe gilt für das im Jahr 2000 eingerichtete Wald-
forum; in der entsprechenden Resolution8 erklärte 
der Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nati-
onen die für die (damalige) EG in der Kommission 
für nachhaltige Entwicklung geltenden Teilnahme-
modalitäten als auch auf das Waldforum anwend-
bar. De facto kommt der EU auch in der Kommis-
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sion für Friedenskonsolidierung der Status einer 
vollberechtigten Teilnehmerin zu, in der die EG be-
ziehungsweise nunmehr die Union seit dem Jahr 2007 
als ›institutionelle Geberin‹ an allen Sitzungen der 
Kommission in ihren unterschiedlichen Zusammen-
setzungen teilnehmen kann.9 

Die Europäische Union in  
der Generalversammlung

Von besonderem Interesse ist der Umfang des Be-
obachterstatus, den die EU in der Generalversamm-
lung innehat. Er wurde im Jahr 1974 der damaligen 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) durch 
eine Resolution der Generalversammlung10 verliehen. 
Damit erhielt sie das Recht auf Teilnahme an den 
Sitzungen der Generalversammlung und ihrer Ne-
benorgane sowie Zugang zu Dokumenten und In-
formationen der UN-Gremien. Ein Rederecht wur-
de ihr allerdings nur auf Einladung durch den jewei- 
ligen Sitzungspräsidenten gewährt, und auch dann 
durfte sie erst nach allen UN-Mitgliedstaaten das 
Wort ergreifen. Sie hatte auch kein Vorschlagsrecht. 
In den Sitzungen der Hauptausschüsse durfte die 
Europäische Kommission zwar Änderungsanträge 
zu den zu beschließenden Texten einbringen, je-
doch nicht im Namen der EG, sondern im Namen 
der Gesamtheit der EU-Mitgliedstaaten; damit soll-
te vermittelt werden, dass ein Änderungsantrag nicht 
von einem Beobachter, sondern vielmehr aus dem 
Kreis der Mitgliedstaaten herrührt.11 

Aufgrund der vor Inkrafttreten des Vertrags von 
Lissabon unionsrechtlich vorgesehenen zweigeteil-
ten Vertretung, traten in der Generalversammlung 
je nach Themenbereich Vertreter des rotierenden 
Ratsvorsitzes oder Mitglieder der Kommission auf. 
Die komplexe unionsinterne Kompetenzverteilung 
und die Differenzierung zwischen EU (ohne aus-
drückliche Rechtspersönlichkeit) und EG (mit aus-
drücklicher Rechtspersönlichkeit) hatten aber zur 
Folge, dass aus Sicht von Drittstaaten oft schwer er-
sichtlich war, wem ein Standpunkt zuzuordnen war. 
So konnte beispielsweise der rotierende Ratsvorsitz 
entweder als Vertreter der EU im GASP-Bereich, für 
die EG im Kompetenzbereich der Kommission oder 
für sich selbst als Mitglied der Vereinten Nationen 
auftreten.

Durch den Vertrag von Lissabon hat sich die 
Rechtslage grundlegend geändert. Aufgrund seiner 
weitreichenden Zuständigkeit liegt es nunmehr am 
Hohen Vertreter, beziehungsweise an den Mitgliedern 
der EU-Delegation bei den Vereinten Nationen, Uni-
onsstandpunkte in der Generalversammlung vorzu-
tragen. Dem Präsidenten des Europäischen Rates 
fällt, wie oben erwähnt, eine repräsentative Funk-
tion zu, wie er sie etwa bei seiner Rede im Rahmen 
der Generaldebatte der 66. Generalversammlung im 
September 2011 wahrnahm. Obwohl aus unions-
rechtlicher Sicht die Vertretung der EU in der Ge-

neralversammlung durch die einheitliche Völker-
rechtsfähigkeit der EU und die hervorgehobene Rolle 
des Hohen Vertreters (beziehungsweise des ihn un-
terstützenden EAD) konsolidiert wurde, standen die 
Rahmenbedingungen auf Seiten der Vereinten Na-
tionen einer effektiven Vertretung der EU weiterhin 
entgegen.

Dies führte dazu, dass auf Unionsseite vermehrt 
versucht wurde, eine Aufwertung des Beobachtersta-
tus in der Generalversammlung zu erreichen. Ein ers-
ter, vom damaligen Ratsvorsitz Belgien im August 
2010 eingebrachter Resolutionsentwurf12 fand aller-
dings nicht die nötige Mehrheit in der Generalver-
sammlung. Allein 26 UN-Mitgliedstaaten enthiel-
ten sich der Stimme, darunter auch europafreund- 
liche Staaten wie Australien, Kanada und Neusee-
land. Widerstand kam vor allem von Seiten der ka-
ribischen Gemeinschaft und einiger kleiner Insel-
staaten, die befürchteten, dass mit der Stärkung der 
Beobachterrolle einer intergouvernementalen Orga-
nisation eine Marginalisierung der kleinen Staaten 
in der Generalversammlung einhergehen könnte.

So wurde nach einer Phase intensiver Konsulta-
tionen ein zweiter, abgeänderter Resolutionsentwurf, 
der sich an den Beteiligungsrechten des Heiligen 
Stuhls und Palästinas orientierte, eingebracht. Die-
ser Entwurf fand wegen seiner Präzedenzwirkung 
für die Afrikanische Union und die Arabische Liga 
insbesondere die Zustimmung der afrikanischen Staa-
tengruppe und der arabischen Staaten, und wurde am 
3. Mai 2011 ohne Gegenstimmen und mit zwei Ent-
haltungen (Syrien und Simbabwe) von 180 Mitglied-
staaten angenommen.

Die Resolution 65/27613 hat eine deutliche Auf-
wertung des bisherigen Beobachterstatus der EU zur 
Folge: Sie regelt die Teilnahme der Union an den Ta-
gungen und Arbeiten der Generalversammlung, ih-
ren Ausschüssen und Arbeitsgruppen sowie den un-
ter ihrer Schirmherrschaft einberufenen internatio- 
nalen Konferenzen. Sie verschafft den Vertretern der 
EU Rederecht, das heißt sie dürfen sich unter den 
Vertretern wichtiger Gruppen in die Rednerliste auf-
nehmen lassen und dementsprechend ihre Stand-
punkte sogar noch vor den einzelnen Mitgliedstaa-
ten einbringen. Darüber hinaus können sie an der 
Generaldebatte teilnehmen, ein Privileg unter den 
Beobachtern, das bislang nur dem Heiligen Stuhl 
und Palästina gewährt wurde. Die Stellungnahmen 
der EU-Vertreter werden als offizielle Dokumente 
der Generalversammlung unmittelbar nach Erschei-
nen zirkuliert. Die Vertreter haben nun auch das 
Recht, – allerdings nur mündlich – Vorschläge und 
Änderungsanträge einzubringen; eine Abstimmung 
darüber kann aber nur auf Antrag eines Mitglied-
staats erfolgen. Strittig war zunächst das Recht auf 
Antwort, das die Vertreter der EU in Bezug auf Uni-
onsstandpunkte nach entsprechender Entscheidung 
des Vorsitzenden wahrnehmen dürfen. Simbabwe 
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hatte diesbezüglich argumentiert, dass ein Antwort-
recht nur UN-Mitgliedstaaten, nicht aber Beobach-
tern zugestanden werden könne. Immerhin stehen 
den Mitgliedstaaten zwei Stellungnahmen zu, wäh-
rend dieses Recht im Fall der EU auf eine Stellung-
nahme je Punkt beschränkt ist.

Die Resolution weist allerdings explizit darauf 
hin, dass die EU-Vertreter im Sitzungssaal auch in 
Zukunft bei den Beobachtern sitzen müssen, also 
hinter den Mitgliedstaaten, dem Heiligen Stuhl und 
Palästina. Ausdrücklich festgehalten wird auch, dass 
die Vertreter der EU kein Stimmrecht haben und auch 
kein Recht, Resolutionsentwürfe oder Beschluss-
entwürfe einzubringen oder Kandidaten für UN-
Positionen aufzustellen.

Das im ursprünglichen Resolutionsentwurf ent-
haltene Recht, Anträge zur Geschäftsordnung zu stel-
len, wurde gestrichen und auch sonst wurden der 
Union keine verfahrensmäßigen Antragsrechte zu-
gestanden, was ihre Möglichkeiten sehr einschränkt.

Die Europäische Union im Sicherheitsrat

Im Gegensatz zur Generalversammlung hat die EU 
im Sicherheitsrat keinerlei organschaftlichen Status. 
Den fehlenden Partizipationsmöglichkeiten der Union 
als solcher steht aber eine überproportionale Reprä-
sentation ihrer Mitgliedstaaten im Sicherheitsrat ge-
genüber: Zusätzlich zu den beiden ständigen Mit-
gliedern Großbritannien und Frankreich können bis 
zu vier EU-Staaten als nichtständige Mitglieder in 
den Sicherheitsrat gewählt werden, sodass mehr als 
ein Drittel der Sicherheitsratsmitglieder EU-Staaten 
sein können. In seiner gegenwärtigen Zusammen-
setzung gehören ihm mit Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien und Portugal vier EU-Mitglieder an.

Die Möglichkeit, auch ohne offiziellen Status und 
ohne organschaftliche Partizipationsrechte EU-Po-
sitionen in den Entscheidungsprozess im Sicherheits-
rat einfließen zu lassen, ergibt sich insbesondere aus 
Regel 39 der Geschäftsordnung des Sicherheitsrats. 
Demnach kann der Sicherheitsrat Personen, die er 
dazu für qualifiziert hält, einladen, ihm Informati-
onen zur Verfügung zu stellen oder ihn auf sonstige 
Weise bei der Prüfung der in seine Zuständigkeit fal-
lenden Agenden zu unterstützen. Zudem ergeben sich 
Mitwirkungsmöglichkeiten dann, wenn die EU ge-
beten wird, ihre Kapazitäten zur Umsetzung von Be-
schlüssen des Sicherheitsrats zur Verfügung zu stel-
len. In diesem Fall kommt der Union im Anwen- 
dungsbereich der entsprechenden Resolution schon 
im Vorfeld zumindest im Rahmen von informellen 
nichtöffentlichen Sitzungen eine Rolle als Ansprech-
partnerin zu.14 Abgesehen von diesen beiden Vari-
anten besteht im Sicherheitsrat weiterhin die Mög-
lichkeit, dass ein dem Sicherheitsrat angehörender 
EU-Mitgliedstaat die Position der Europäischen 
Union vertritt, der dann rechtlich gesehen aber nicht 
als EU handelt und die damit verbundenen Aufga-

ben ausschließlich in seiner nationalen Kapazität 
wahrnimmt.15 

Die immer wieder ins Spiel gebrachte Option ei-
nes EU-Sitzes im Sicherheitsrat sei hier nur der Voll-
ständigkeit halber erwähnt, zumal sie realistisch ge-
sehen aus vielerlei Gründen praktisch nicht umsetzbar 
ist. Zum einen können aufgrund von Artikel 4 Ab-
satz 1 UN-Charta nur Staaten Mitglieder der Ver-
einten Nationen werden, aus deren Kreis die Gene-
ralversammlung gemäß Artikel 23 Absatz 1 UN- 
Charta die nichtständigen Mitglieder des Sicher-
heitsrats wählt. Es bedürfte also einer Satzungsän-
derung nach Artikel 108 UN-Charta, um der Union 
einen Sitz im Sicherheitsrat zu verschaffen. Dass die 
dafür nötige Zweidrittelmehrheit einschließlich der 
Stimmen aller ständigen Mitglieder kaum erreich-
bar ist, belegen die seit gut 20 Jahren laufenden Be-
strebungen für eine neue Zusammensetzung des Si-
cherheitsrats.16 

Aus unionsrechtlicher Sicht unterliegt die Vertre-
tung von Unionsinteressen im Sicherheitsrat – im 
Gegensatz zur Vertretung ganz allgemein in Gre-
mien von internationalen Organisationen mit be-
grenzter Mitgliedschaft – auch weiterhin einer Son-
derregelung (Art. 34 EUV). Die im Sicherheitsrat 
vertretenen Mitgliedstaaten trifft eine Unterrich-
tungspflicht gegenüber den übrigen Mitgliedstaa-
ten der EU und – neu – auch gegenüber dem Hohen 
Vertreter. Diese Unterrichtungspflicht ist nicht – wie 
bei internationalen Organisationen im Allgemeinen 
– auf Fragen von gemeinsamem Interesse beschränkt, 
sondern ist weiter gefasst und gilt »in vollem Um-
fang«, wobei diese der besonderen Rolle des Sicher-
heitsrats Rechnung tragende Differenzierung nicht 
neu ist.17 Praktisch wird der Unterrichtungspflicht in 
Form wöchentlicher Treffen auf Botschafterebene 
sowie seit dem Jahr 2001 auf Ebene der zuständigen 
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Mitarbeiter der ständigen Vertretungen der Mitglied-
staaten nachgekommen.18 Tatsächlich hat sich aus der 
reinen Unterrichtung allerdings eine Praxis der Ko-
ordinierung entwickelt, die vor allem von den nicht-
ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats aktiv be-
trieben wird.19 

Neben der Unterrichtungspflicht müssen sich die 
Mitglieder des Sicherheitsrats untereinander abstim-
men. Entsprechend einer informellen Vereinbarung 
vom Juni 2002 zwischen den damaligen Mitgliedern 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Spa
nien sollte zu Beginn jedes Monats ein Treffen auf 
Botschafterebene stattfinden, um die Bereiche zu 
identifizieren, in denen man gemeinsam den größt-
möglichen Einfluss hat.20 Zudem haben die Mitglie-
der des Sicherheitsrats auch weiterhin die Pflicht, 
sich – ›unbeschadet‹ ihrer Verantwortlichkeiten aus 
der UN-Charta – für die Standpunkte der EU ein-
zusetzen. Neu ist, dass diese Verpflichtung nicht 
mehr ausdrücklich auf die ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrats beschränkt ist. Dies wird zum Teil 
als Relativierung der besonderen Stellung der stän-
digen Mitglieder interpretiert.21 Es stellt sich aller-
dings die Frage, ob man dies nicht umgekehrt auch 
als Aufwertung der nichtständigen Mitglieder in-
terpretieren könnte. Aufwertung insofern, als diese 
nicht mehr länger unter die generelle Regelung für 
die Vertretung von Unionsstandpunkten in Gremien 
mit beschränkter Mitgliedschaft fallen, sondern nun-
mehr – gemeinsam mit den beiden ständigen Mitglie-
dern – ausdrücklich von der ›Unbeschadet‹-Klausel 
erfasst werden. Neben dem Gewinn an Konsistenz 
und dem symbolischen Charakter der Änderung – 
in der Literatur zum Teil als »möglicher Bedeutungs-
wandel«22 begriffen – dürfte diese kaum Auswir-
kungen haben.

Grundlegend neu ist schließlich die Verpflichtung 
der Mitglieder des Sicherheitsrats, zu beantragen, 
dass der Hohe Vertreter eingeladen wird, Standpunk-
te der EU vorzutragen. Dies allerdings nur in Fäl-
len, in denen ein Unionsstandpunkt zu einem The-
ma festgelegt wurde, das auf der Tagesordnung des 
Sicherheitsrats steht. Dies unterstreicht erneut die 
Bedeutung einer frühzeitigen Koordinierung, auch 
im Zusammenhang mit dem Sicherheitsrat.

In der Praxis ist es seit Inkrafttreten des Vertrags 
von Lissabon also nicht mehr der rotierende Rats-
vorsitz als Mitglied der Vereinten Nationen, der auf 
der Grundlage von Regel 37 und 38 der Geschäfts-
ordnung des Sicherheitsrats eingeladen wird, die EU 
zu vertreten. Während der Hohe Vertreter selbst dort 
allerdings erst zwei Mal aufgetreten ist,23 sind es 
regelmäßig die Mitglieder der EU-Delegation, ins-
besondere deren Leiter, derzeit der aus Österreich 
stammende Botschafter Thomas Mayr-Harting, die 
auf der Grundlage von Regel 39 der Geschäftsord-
nung des Sicherheitsrats Unionsstandpunkte vor-
tragen.24 

Obwohl sich die unionsrechtlichen Vorgaben für 
die Vertretung der Union im Sicherheitsrat auch 
zum Teil geändert haben, dürfte die praktische Re-
levanz der Neuerungen wohl eher zu vernachlässi-
gen sein. Auf derselben Rechtsgrundlage wie die ge-
genwärtige Hohe Vertreterin ist etwa auch der 
frühere Hohe Vertreter Javier Solana (wenn auch 
selten) vor dem Sicherheitsrat aufgetreten. Zudem 
ist auf dieser rechtlichen Grundlage auch weiterhin 
eine Einladung an die Kommission gemäß Artikel 
39 der Geschäftsordnung des Sicherheitsrats mög-
lich, zu Bereichen Stellung zu nehmen, die in ihre 
Zuständigkeit fallen; dies betrifft insbesondere die 
Bereiche Wirtschaftssanktionen und Entwicklungs
zusammenarbeit. Insgesamt ergibt sich daraus, dass 
der Einfluss der Union im Sicherheitsrat auch unter 
den geänderten Rahmenbedingungen nur durch eine 
erfolgreiche und effektive Koordinierung vergrößert 
werden kann.

***

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die 
Stellung der Europäischen Union in der Generalver-
sammlung aufgrund der Resolution vom Mai 2011 
und mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 
eine doch nennenswerte Aufwertung erfahren hat. 
Auch was den Sicherheitsrat anbelangt, haben die 
geänderten unionsrechtlichen Rahmenbedingungen 
zumindestens ihre Sichtbarkeit erhöht; freilich wür-
de eine weitergehende Integration und ein damit 
einhergehendes kohärenteres Auftreten im Bereich 
der Außenpolitik ihre Rolle zusätzlich stärken. Ein 
echter ›Big Player‹ wird die Union aber in einer staa-
tenzentrierten Organisation wie den Vereinten Na-
tionen wohl kaum werden.

18  Scheffler, a.a.O. (Anm. 6), S. 494f.

19  Daniel Thym, Die Europäische Union in den Vereinten Nationen, 

VN, 3/2008, S. 121–126, hier S. 125.

20  Johan Verbeke, EU Coordination on UN Security Council Matters, 

in: Jan Wouters/Frank Hoffmeister/Tom Ruys (Eds.), The United Na-

tions and the European Union: An Ever Stronger Partnership, Den Haag 

2006, S. 49–60, hier S. 56.

21  Werner Kaufmann-Bühler, Art 34 EUV, in: Eberhard Grabitz/Mein-

hard Hilf/Martin Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, 

44. Ergänzungslieferung, 2011, Rn. 14.

22  Ebd.

23  Catherine Ashton hat im Sicherheitsrat am 8. Februar 2011 eine 

Stellungnahme zur Zusammenarbeit von UN und regionalen und 

subregionalen Organisationen abgegeben und am 4. Mai 2010 zur 

Kooperation zwischen der EU und den UN in Sicherheitsfragen.

24  Im Zusammenhang mit Maßnahmen nach Kapitel VII und VIII 

wird die EU trotz des fehlenden Status in Form von regelmäßigen in-

formellen Konsultationen in den Entscheidungsprozess eingebun-

den; Scheffler, a.a.O. (Anm. 6). S. 492.
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